Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6775 


21 . 01 . 97 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Winfried Nachtwei, 
Dr. Antje Vollmer und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/1193- 

Errichtung einer Bundesstiftung „Entschädigung für NS-Unrecht“ 


A. Problem 

Mit dem Antrag auf Drucksache 13/1193 soll die Bundesregierung 
aufgefordert werden, einen Gesetzentwurf für eine Bundesstiftung 
„Entschädigung für NS-Unrecht" vorzulegen. Ziel der Stiftung soll 
es sein, daß alle Menschen, die nationalsozialistischer Verfolgung 
ausgesetzt waren, auch als Opfer des Nationalsozialismus aner- 
kannt werden und Entschädigung erhalten. Zur Auflösung des 
verwirrenden Regelungswerks mit einer Vielzahl unterschiedli- 
cher Härtefonds des Bundes und der Länder, das für die oft hoch- 
betagten Betroffenen kaum noch überschaubar ist, würde sich die 
Rechtsform einer Stiftung des öffentlichen Rechts anbieten, die vom 
Deutschen Bundestag als einzelgesetzliche Regelung zu erlassen 
wäre. Die Bundesländer würden in diesem Kontext ihre jeweiligen 
Landeshärtefonds und Landesstiftungen auflösen können. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrages im Hinblick auf Vorbehalte einzelner 
Bundesländer einer Bund/Länderstiftung „Entschädigung für NS- 
Unrecht" beizutreten. 

Unabhängig von einer möglichen, hier aber nicht in Betracht 
kommenden staatsvertraglichen Regelung bestehen gegen eine 
gesetzliche Regelung, die die Länder verpflichten würde, sich an 
einer derartigen Stiftung zu beteiligen, verfassungsrechtliche Be- 
denken. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 13/1193 abzulehnen. 


Bonn, den 10. Januar 1997 

Der Innenausschuß 

Dr. Willfried Penner Heinz- Jürgen Kronberg Bernd Reuter 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatter 

Cornelia Schmalz-Jacobsen Dr. Ludwig Elm 

Berichterstatterin Berichterstatter 


Volker Beck (Köln) 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6775 


Bericht der Abgeordneten Heinz-Jürgen Kronberg, Bernd Reuter, 
Volker Beck (Köln), Cornelia Schmalz-Jacobsen und Dr. Ludwig Elm 


I. Ablauf der Beratungen 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Einrichtung einer Bundesstiftung „ Entschädigung für 
NS-Unrecht", auf Drucksache 13/1193 wurde in der 
35. Sitzung des Deutschen Bundestages am 11. Mai 
1995 dem Innenausschuß federführend sowie dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

1. Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
28. September 1995 den Antrag auf Drucksache 
13/1193 beraten und mit großer Mehrheit ge- 
gen die Stimmen der antragstellenden Fraktion 
BÜNDNS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung emp- 
fohlen. 

2. Der Innenausschuß hat den Antrag auf Druck- 
sache 13/1193 in seiner 49. Sitzung am 11. Dezem- 
ber 1996 abschließend beraten und mit der Mehr- 
heit der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.R ge- 
gen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS bei Enthal- 
tung der Fraktion der SPD ebenfalls die Ableh- 
nung empfohlen. 


II. Begründung 

Die Koalitionsfraktionen haben zur Begründung ihrer 
ablehnenden Haltung erklärt, daß eingehend das 
Anliegen des Antrages auf Drucksache 13/1193, zu- 
sammen mit den Bundesländern eine Bund/Länder- 
stiftung „Entschädigung für NS-Unrecht" zu errich- 
ten, geprüft worden sei. Hinsichtlich der Einrichtung 
einer derartigen Stiftung seien die Bundesländer 
durch das Land Hessen auf Grundlage der hessi- 
schen Bundesratsinitiative für eine Entschädigungs- 
stiftung vom 16. September 1996 um eine Stellung- 
nahme gebeten worden. Einzelne Länder hätten ge- 
gen eine derartige Stiftung Vorbehalte geltend ge- 
macht, teüweise seien die Stellungnahmeersuche, 
insbesondere aus den neuen Ländern, unbeantwortet 
geblieben. Unabhängig von einer möglichen staats- 
vertraglichen Regelung stünden einer gesetzlichen 
Lösung, die die Länder zwingen würde, sich an einer 
derartigen Stiftung zu beteiligen, verfassungsrechtli- 


che Gründe u. a. aus den Artikeln 30 und 104 a GG 
entgegen. 

MdB Volker Beck (Köln) hat für die antragstellende 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärt, daß mit 
der Ablehnung des Antrages weiterhin Menschen, 
die nationalsozialistischer Verfolgung ausgesetzt wa- 
ren, nicht als Opfer des Nationalsozialismus aner- 
kannt würden und weitgehend von Wiedergutma- 
chungsleistungen ausgeschlossen seien. Dies gelte 
insbesondere für Sinti und Roma; Personen, die we- 
gen Verstoßes gegen das Heimtückegesetz oder ähn- 
liche typische NS-Gesetze oder Erlasse aus Gründen 
der Ablehnung des Nationalsozialismus und dessen 
Ideologie inhaftiert worden sind; Wehrdienstverwei- 
gerer, Deserteure und andere Personen, die durch 
die NS-Militäijustiz oder Sondergerichte aufgrund 
nationalsozialistischer Ideologie oder zu einer der 
Verhältnismäßigkeit nicht entsprechenden Strafe 
verurteilt worden sind; Personen, die wegen ihrer 
Lebensweise oder Lebensumstände als - im Sinne 
der NS-Ideologie - gemeinschaftsstörend behandelt 
(z. B. „Querulanten", „Arbeitsscheue", „Wohnungs- 
lose") und als solche geschädigt wurden; Homo- 
sexuelle sowie Personen, die wegen tatsächlicher 
oder unterstellter Krankheit oder Behinderung als so- 
genannte Minderwertige Zwangsmaßnahmen ausge- 
setzt waren. Mit der Ablehnung des Antrages werde 
insbesondere die Chance vertan, der noch offenen 
Zwangsarbeiterproblematik gerecht zu werden. Of- 
fensichtlich sei die Bundesregierung erst nach einer 
gerichtlichen Verurteilung bereit, Entschädigung zu 
leisten. 

MdB Bernd Reuter erklärte für die Fraktion der SPD, 
daß durch die Ablehnung des Antrages der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 13/1193 
die dort aufgeführten Defizite nach wie vor nicht aus- 
geräumt seien. Erforderlich sei, für das verwirrende 
Regelungswerk mit einer Vielzahl unterschiedlicher 
Härtefonds auf Bundes- und Länderebene eine 
„Dachregelung" zu finden. Die Fraktion der SPD 
werde deshalb im ersten Viertel des Jahres 1997 ih- 
rerseits einen Antrag einbringen mit dem Ziel, Rah- 
menbedingungen für eine Stiftungslösung zu finden. 


Bonn, den 10. Januar 1997 

Bernd Reuter Volker Beck (Köln) 

Berichterstatter Berichterstatter 

Dr. Ludwig Elm 

Berichterstatter 


Heinz-Jürgen Kronberg 

Berichterstatter 

Cornelia Schmalz-Jacobsen 

Berichterstatterin 
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